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Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Frau Kämmerin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer, 

zunächst möchten wir uns bei der Verwaltung, insbesondere bei Frau Schrievers und ihrem Team, 
für die Erstellung des Doppelhaushalts 2026/2027 bedanken.  
Keine einfache Aufgabe — denn, wir reden heute nicht über ein paar schwierige Einzeljahre. 
Wir reden über ein strukturelles Problem. 
Der vorliegende Doppelhaushalt weist Defizite von rund 2,8 Millionen Euro im Jahr 2026 und über 
4 Millionen Euro im Jahr 2027 aus – trotz globalem Minderaufwand. Ohne diesen rechnerischen 
Puffer lägen die Fehlbeträge sogar noch deutlich höher.   
Für uns bedeutet das, die Ausgleichsrücklage wird bis 2027 vollständig aufgebraucht.    
Danach muss die allgemeine Rücklage angegriffen werden.   
Ende 2026 verbleiben laut Planung gerade einmal 356.000 Euro liquide Mittel. Für einen Haushalt 
mit über 40 Millionen Euro Volumen ist das ein extrem dünnes Polster.   

Dabei liegt das Problem nicht allein in Niederkrüchten. Viele Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
stehen unter massivem Druck. Besonders die Kreisumlage und die Jugendamtsumlage entwickeln 
sich zu einer kaum noch beherrschbaren Belastung. Zusammen machen diese Umlagen inzwischen 
über 16 Millionen Euro aus.   
Das heißt: Mehr als ein Drittel unserer gesamten Aufwendungen fließt in Bereiche, die wir vor Ort 
kaum beeinflussen können. 
Und trotzdem wäre es zu einfach, jetzt nur nach Düsseldorf oder Viersen zu zeigen. 
Denn auch wir müssen uns ehrlich fragen, welche Prioritäten wir setzen. 

Um es gleich zu benennen, der größte Einzelposten der kommenden Jahre bleibt die 
Freibadsanierung mit über 7 Millionen Euro.   
Ein basisdemokratischer Entscheid, zu dem wir stehen. Darüber hinaus hat die Verwaltung uns 
einen Katalog der weiteren freiwilligen Leistungen zur Verfügung gestellt, an dem wir ganz klar 
festhalten wollen. Keine Kürzungen bei Spielplätzen, Kultur- und Vereinsförderung oder der 
Beratung von Seniorinnen und Senioren. Wer bei freiwilligen Leistungen dieses überschaubaren 
Umfangs den Rotstift ansetzt, spart am Ende genau die Dinge weg, die gesellschaftlichen 
Zusammenhalt ausmachen. 
Gerade in Zeiten, in denen gesellschaftliche Spannungen wachsen, Menschen sich zurückziehen 
und ehrenamtliches Engagement immer schwieriger wird, sollten wir nicht den Fehler machen, alles 
nur noch unter rein betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu betrachten. 
Wenn wir also Ausgaben nicht kürzen möchten, brauchen wir Einnahmen.  
Hier wird immer wieder das eine Projekt als großer Hoffnungsträger genannt: 
das geplante Industriegebiet auf dem ehemaligen Militärgelände der Javelin Barracks. 
Ja, selbstverständlich wäre es für Niederkrüchten hilfreich zusätzliche Gewerbesteuereinnahmen zu 
generieren. 



Aber wir sollten bei aller Hoffnung ehrlich mit der Realität umgehen, denn selbstverständlich 
werden höhere Gewerbesteuereinnahmen die Schlüsselzuweisungen des Landes reduzieren. 
Und  Fakt ist: 
Das Oberverwaltungsgericht NRW hat den Bebauungsplan Elm-131 bereits vorläufig außer Vollzug 
gesetzt. Das Hauptsacheverfahren läuft weiterhin.   
Das bedeutet: ob, wann und in welcher Form dieses Projekt überhaupt umgesetzt werden kann, ist 
jetzt keine politische, sondern eine rechtliche Entscheidung. Bis zur Klärung 
reden über einen Zeitraum von vielen Jahren. 
Wer also heute so tut, als könne dieses Projekt unsere aktuellen Haushaltsprobleme lösen, der macht 
nicht nur sich selbst, sondern besonders den Bürgerinnen und Bürgern etwas vor.  
Hinzu kommt ein weiterer Punkt, über den erstaunlich wenig gesprochen wird: 
Wir erleben derzeit massive weltwirtschaftliche Veränderungen. 
Lieferketten verändern sich. Flächenbedarfe verändern sich. Die Logistikbranche verändert sich. 
Industrie und Handel stehen unter enormem Transformationsdruck. 
Niemand kann ernsthaft vorhersagen, ob in zehn Jahren überhaupt noch Nachfrage nach 
gigantischen Logistik- und Industrieflächen besteht, wie sie heute prognostiziert wird. 
Deshalb halten wir es für falsch, die finanzielle Zukunft Niederkrüchtens praktisch an ein einziges 
Großprojekt zu koppeln. 
Unser Ansatz ist ein anderer. 
Wir wollen die Unternehmen stärken, die bereits hier sind. 
Ortsansässige Gewerbetreibenden und mittelständische Betriebe müssen sich entwickeln können.  
Die Unternehmen, die Arbeitsplätze schaffen, Vereine unterstützen, Gewerbesteuern zu 100%in 
Niederkrüchten zahlen und langfristig mit der Gemeinde verbunden sind. 
Dort liegt aus unserer Sicht die deutlich verlässlichere wirtschaftliche Perspektive für 
Niederkrüchten. Hierzu liegt bereits ein Antrag unserer Fraktion vor.  
Wir brauchen eine Gewerbepolitik mit Augenmaß — Keine einseitige Abhängigkeit von einem 
hochumstrittenen Großprojekt mit ungewisser Zukunft. 
Welche Optionen gibt es noch? Die Kämmerin in ihrer Haushaltsrede selbst darauf hingewiesen. 
Sie hat deutlich gemacht, dass die Gemeinde das Projekte „Windkraft in kommunaler Hand“ 
weiterverfolgen will. Und das ist aus unserer Sicht ausdrücklich richtig. 
Denn hier geht es eben nicht „nur“ um Klimaschutz. 
Hier geht es auch um wirtschaftliche Vernunft. 
Wer eigene Energie erzeugt, schafft langfristig Einnahmen, macht sich unabhängiger von 
steigenden Energiekosten und stärkt gleichzeitig die kommunale Handlungsfähigkeit. 
Und dabei sollten wir nicht nur auf die großen Projekte schauen. 
Auch bei kleineren Maßnahmen – zum Beispiel Photovoltaik auf gemeindeeigenen Dächern – 
müssen wir künftig darauf achten, dass der wirtschaftliche Nutzen direkt bei der Gemeinde bleibt. 
Die NEW ist ohne Frage ein solider Partner. 
Aber auch dort gilt natürlich: Niemand installiert Photovoltaikanlagen aus Nächstenliebe. 
(Ebensowenig, wie sie SuS aus Nächstenliebe befördern, wir sprachen bereits darüber) 
Mit erneuerbaren Energien lässt sich Geld verdienen und hier sollte die maximale Wertschöpfung 
bei der Gemeinde liegen.  
Zumal wir jetzt, dem Sondervermögen des Bundes sei Dank,  die Möglichkeit haben, größere 
Anfangsinvestitionen deutlich besser zu stemmen. 
Darüberhinaus ist dies natürlich ein Beitrag zum Klimaschutz genau dort sehen wir erhebliche 
Defizite. 



Während Millionen in klassische Infrastruktur fließen, bleiben die Investitionen in Klimaschutz und 
nachhaltige Mobilität vergleichsweise bescheiden. Für Fahrradstraßen sind ab 2028 gerade einmal 
100.000 Euro pro Jahr vorgesehen.   
Das ist angesichts der Realität schlicht: zu spät - zu wenig. 
Die Klimakrise wartet nicht und sie wird auch nicht billiger, wenn wir später handeln. 
Dasselbe gilt für energetische Sanierung, Photovoltaik auf kommunalen Gebäuden und eine 
konsequente kommunale Wärmeplanung. Gerade in Zeiten steigender Energiekosten sind das keine 
ideologischen Prestigeprojekte, sondern wirtschaftlich vernünftige Investitionen. 
Beim Thema Verkehr zeigt sich übrigens aktuell, wie lange manche Ideen brauchen, bis sie endlich 
Realität werden. 
Mit der geplanten XBus-Linie X73 soll Niederkrüchten künftig besser an den regionalen und 
grenzüberschreitenden öffentlichen Nahverkehr angebunden werden. 
Das freut uns besonders, denn die Forderung nach grenzüberschreitendem öffentlichen 
Personennahverkehrs stand bereits im ersten Wahlprogramm von Marianne Lipp. (Die Älteren unter 
uns werden sich erinnern, Gründungsmitglied der Grünen NK, vor ca. 35 Jahren) Das zeigt übrigens 
auch: Gute verkehrspolitische Ideen werden nicht falsch, nur weil sie etwas länger brauchen. 
Aber so erfreulich diese Entwicklung ist – kann sie nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir beim 
Thema Verkehrswende insgesamt noch sehr viel Luft nach oben haben. 
Vor allem beim Radverkehr. 
Ein vernünftiges Radwegenetz bedeutet heute längst nicht mehr einfach nur einen schmalen Streifen 
Asphalt irgendwo am Straßenrand. 
Die Anforderungen haben sich verändert. 
Menschen fahren heute mit E-Bikes, Lastenrädern und Fahrradanhängern. 
Familien nutzen das Fahrrad inzwischen als selbstverständliches Verkehrsmittel im Alltag, genau 
darauf muss Infrastruktur ausgelegt sein. Sicher und Alltagstauglich.  
Die aktuelle Krise im nahen Osten zeigt gerade im  Zeitraffer, warum es so wichtig ist, Mobilität 
von fossilen Energieträgern unabhängig zu machen. 
Deshalb ist die Verkehrswende eben nicht nur Klimaschutz. 
Sie ist auch eine Frage von Versorgungssicherheit und wirtschaftlicher Stabilität. 
Darunter fällt  ganz klar auch das Ressourcenmanagement beim Thema Wohnen.  
Der Bedarf an kleinteiligem und bezahlbarem Wohnraum ist weiterhin enorm hoch. 
Gerade junge Menschen, die ihr Elternhaus verlassen möchten, finden oft keine passende Wohnung 
in der eigenen Gemeinde. 
Gleichzeitig erleben wir, dass viele ältere Menschen alleine in großen Einfamilienhäusern wohnen – 
nicht unbedingt, weil sie das möchten, sondern weil es schlicht an attraktiven Alternativen fehlt. 
Und genau darin liegt eine der großen Herausforderungen der kommenden Jahre. 
Wir müssen es schaffen, Menschen einen Wechsel zu ermöglichen: 
Raus aus zu groß gewordenen Häusern – hinein in kleinere, bezahlbare und attraktive Wohnungen 
im gewohnten Umfeld. 
Denn dadurch entstehen gleich mehrere positive Effekte: 
Ältere Menschen können weiterhin ortsnah und selbstbestimmt leben. 
Junge Familien bekommen die Chance auf Wohnraum. 
Und bestehende Wohngebiete können sich sinnvoll weiterentwickeln, ohne immer neue Flächen zu 
versiegeln. 
Es gibt dabei durchaus positive Ansätze. 
Gerade die Projekte der GWG sind ausdrücklich zu begrüßen. 
Aber wir müssen ehrlich feststellen: Das allein wird nicht reichen. 
Beim Thema bezahlbarer Wohnraum müssen wir konsequent dranbleiben. 



Unser Slogan lautet „Niederkrüchten mit Perspektive“. 
Die entscheidende Frage ist doch: 
Welche Perspektive meinen wir eigentlich? 
Eine Perspektive, bei der wir darauf hoffen, dass irgendwann ein einzelnes Großprojekt alle 
Probleme löst und wir bis dahin einfach nur kräftig sparen müssen? 
Oder eine Perspektive, in der wir gemeinsam Schritt für Schritt eine widerstandsfähige, lebenswerte 
und wirtschaftlich stabile Gemeinde aufbauen? 
Generationengerechtigkeit bedeutet eben nicht nur, Schulden zu begrenzen. 
Generationengerechtigkeit bedeutet auch, heute die Grundlagen dafür zu schaffen, dass unsere 
Kinder und Enkel noch in einer funktionierenden, lebenswerten und klimastabilen Gemeinde leben 
können. 
Das ist die eigentliche Aufgabe. 

Wir werden dem Haushalt zustimmen. 

Abschließen möchte ich traditionell mit einem Zitat: 
„Es ist nicht unsere Aufgabe die Zukunft vorauszusagen, sondern auf sie vorbereitet zu sein.“ 
Perikles, griechischer Demokrat, ca. 500 v.Ch.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit  


